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Antrag 

der Abgeordneten Antje Müller-Möller, Andreas Grutzeck, Silke Seif,  
Stefanie Blaschka, Dietrich Wersich und Nikola Tunići (CDU) und Fraktion 

Betr.: Für besseren Schutz vor Zwangsheirat: Prävention stärken und Daten-
lage verbessern 

Zwangs- und Verschleppungsheirat ist eine schwerwiegende Menschenrechtsverlet-
zung, die junge Menschen in ihrer Selbstbestimmung und ihren Zukunftschancen 
massiv einschränkt. Gemäß § 237 StGB handelt es sich um eine Zwangsheirat, wenn 
ein Mensch rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit einem empfindlichen 
Übel zur Eingehung einer Ehe genötigt wird. Laut der Polizeilichen Kriminalstatistik 
(PKS) wurden im Jahr 2024 in Deutschland 68 Zwangsheiraten polizeilich erfasst. 
Gemäß der Fachveröffentlichung (https://www.hamburg.de/resource/blob/37196/0c-
4c89bfa0093b7365dcaa8ea23c9d39/broschuere-intervention-zwangsverheiratung-
data.pdf) der überbehördlichen Arbeitsgruppe „Zwangsheirat“ kommen „Zwangsver-
heiratungen … in Hamburg nach wie vor in einem nicht unerheblichen Ausmaß vor“. 
So weisen „die Anzahl der Ratsuchenden in den Beratungsstellen sowie der Schutz-
suchenden in den Schutzeinrichtungen … nach wie vor auf nicht geringe Fallzahlen 
von Betroffenen hin“. Die PKS weist für den Straftatbestand „Zwangsheirat“ (§ 237 
StGB) zwischen 2021 und 2024 insgesamt dreizehn Fälle in Hamburg aus. Allerdings 
gehen Beratungsstellen von einer weitaus größeren Dunkelziffer in diesem Bereich 
aus. So hat TERRE DES FEMMES im Jahr 2022 eine Online-Umfrage unter 460 
Lehrkräften aus 15 Bundesländern durchgeführt, bei welcher sich 1.468 Verdachtsfäl-
le und 279 gesicherte Fälle von drohenden oder vollzogene Früh- oder Zwangsverhei-
ratungen ergaben. Dies zeigt, laut des Verbandes, dass es zwischen der Hell- und 
Dunkelziffer eine große Diskrepanz gibt (Auswertung der Polizeilichen Kriminalstatistik 
für 2022 | frauenrechte.de). 

Prävention ist daher ein zentrales Instrument, um gefährdete Kinder und Jugendliche 
frühzeitig zu erreichen, sie über ihre Rechte zu informieren und ihnen konkrete Wege 
zu Hilfs- und Schutzangeboten aufzuzeigen. Hamburg hat in der Vergangenheit  
bereits präventive Erfahrungen gesammelt. Die von der damaligen Behörde für Sozia-
les, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz beauftragte Evaluation der Schul-
workshops der interkulturellen Beratungsstelle i.bera aus dem Jahr 2010 zeigt, dass 
damals zweitägige Workshops an Hamburger Schulen durchgeführt wurden, die  
Jugendlichen Wissen über Gewaltformen, Zwangs- und Verschleppungsheirat, recht-
liche Grundlagen und Beratungsangebote vermittelten. Die Evaluation dokumentiert, 
dass die Jugendlichen deutliche Wissenszuwächse erzielten und dass das pädagogi-
sche Konzept von Reflexion, Wissensvermittlung und rollensensiblem Arbeiten wirk-
sam war. Die Ergebnisse belegen eindrücklich, dass schulische Präventionsarbeit ein 
geeignetes und nachhaltiges Mittel ist, Jugendliche zu stärken und Risiken frühzeitig 
sichtbar zu machen (Evaluation_Endbericht). 

Heute existiert ein solches strukturiertes Präventionsangebot an Hamburger Schulen 
jedoch nicht mehr. Die Website der Sozialbehörde verweist zwar auf die interkulturel-
len Beratungsstellen i.bera und LÂLE, deren wichtige Arbeit im Opferschutz unbestrit-
ten ist (Interkulturelle Beratung für Opfer von häuslicher Gewalt und Zwangsheirat – 
hamburg.de). Beide Einrichtungen werden aus Landesmitteln gefördert. Die aktuellen 
Zuwendungsbescheide, dokumentiert in der Drs. 23/1389, weisen für LÂLE eine För-
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derung in Höhe von 950.782,86 Euro und für i.bera eine Förderung in Höhe von 
813.977,18 Euro aus. Diese finanzielle Unterstützung zeigt, dass Hamburg eine starke 
Beratungsstruktur im Bereich häuslicher Gewalt und Zwangsheirat aufgebaut hat. 
Zugleich verdeutlicht sie aber, dass die Schwerpunkte überwiegend im Bereich der 
Einzelberatung und der Intervention liegen. Eine systematische schulische Prävention, 
wie sie bereits 2010 erfolgreich erprobt wurde, ist im aktuellen Leistungsumfang bei-
der Träger nicht fest verankert. 

Andere Bundesländer haben die Bedeutung schulischer Prävention längst erkannt. In 
Berlin findet jährlich seit 2022 die „Weiße Woche“ von TERRE des FEMMES gemein-
sam mit der Berliner Polizei statt; ein etabliertes Aufklärungsformat, das strukturiert an 
Schulen umgesetzt wird und Schülerinnen und Schüler über Rechte, Schutzmöglich-
keiten und Beratungsangebote informiert. Dieses Modell zeigt, wie Prävention sicht-
bar, verbindlich und niedrigschwellig gestaltet werden kann und wie junge Menschen 
verlässlich erreicht werden (Weiße Woche | frauenrechte.de). Zusätzlich erhalten in 
Berlin Schulen und Jugendeinrichtungen regelhaft Schulungs- und Informationsmate-
rial zum Thema Zwangsheirat (https://www.berlin.de/ba-friedrichshain-kreuzberg/ 
aktuelles/pressemitteilungen/2025/pressemitteilung.1582703.php), mit denen pädago-
gische Fachkräfte sensibilisiert und über Rechte, Handlungs- und Hilfsmöglichkeiten 
aufgeklärt werden sollen. In Hamburg fehlt eine solche strukturierte und regelhafte 
Präventionsstrategie. Angesichts der Fallzahlen der PKS, der Ergebnisse der Ham-
burger Evaluation von 2010 und der Regierungspraxis in anderen Bundesländern 
besteht ein klarer Handlungsauftrag, präventive Arbeit wieder stärker in den Mittel-
punkt zu rücken und schulische Aufklärung als festen Bestandteil der Hamburger  
Gewaltpräventionspolitik zu etablieren. 

Die Bürgerschaft möge vor diesem Hintergrund beschließen: 

Der Senat wird ersucht,  

1. ein schulisches Präventionsprogramm gegen Zwangs- und Verschleppungsheirat 
nach dem Vorbild der Berliner „Weißen Woche“ einzuführen, das regelmäßig an 
Hamburger Schulen durchgeführt wird, um Schülerinnen und Schüler über Risi-
ken und Rechte, Handlungs- und Hilfsmöglichkeiten aufzuklären; 

2. pädagogische Fachkräfte an Schulen und Jugendeinrichtungen regelhaft über 
Rechte, Handlungs- und Hilfsmöglichkeiten zu informieren und zu sensibilisieren; 

3. eine wissenschaftliche Dunkelfeldstudie zu Zwangs-, Verschleppungsheirat und 
familiärem Zwang in Hamburg zu beauftragen, um das tatsächliche Ausmaß der 
Betroffenheit zu ermitteln und zukünftige Präventionsmaßnahmen evidenzbasiert 
auszurichten; 

4. der Bürgerschaft bis zum 30. Oktober 2026 einen umfassenden Bericht vorzule-
gen, der den Stand der Präventionsarbeit, die Entwicklung der Fallzahlen, den 
Erkenntnisstand aus der Dunkelfeldanalyse sowie Empfehlungen für die Weiter-
entwicklung des Schutz- und Präventionssystems enthält. 

https://frauenrechte.de/unsere-arbeit/gewalt-im-namen-der-ehre-und-zwangsverheiratung/unser-engagement/weisse-woche
https://www.berlin.de/ba-friedrichshain-kreuzberg/%0baktuelles/pressemitteilungen/2025/pressemitteilung.1582703.php
https://www.berlin.de/ba-friedrichshain-kreuzberg/%0baktuelles/pressemitteilungen/2025/pressemitteilung.1582703.php

